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Tarifvergleich
Tarifvergleich
Die Gewerkschaft ver.di hat einen aktuellen Tarifvergleich vorgenommen zwischen den Vergütungen der KDAVO (Kirchlich-Diakonische Arbeitsvertragsordnung) undder des TVöD (Tarifvertrag Öffentlicher Dienst). Dieser Tarifvergleich mit seinen umfangreichen Tabellen und Schaubildern kann eingesehen werden auf der Startseite unserer Homepage: 
www.agmavhn.de.

Dieser Tarifvergleich kann jeder/jedem MitarbeiterIn zugänglich gemacht werden.

Verglichen werden folgende Berufsgruppen.

· Küchenhilfe, Reinigung

· Krankenschwester (3 jährig)

· Krankenschwester OP, Intensiv

· Pflegehilfe ohne Ausbildung

· Pflegehelferin (1-jährig)

· Altenpflegekraft (3-jährig)

· Sozialarbeiter, Grundeingruppierung

· Sozialarbeiter, schwierige Tätigkeit

· Psychologe.

Der Vergleich erfolgt jahresweise über einen Zeitraum von 20 Jahren. Das monatliche Entgelt nach der KDAVO wird ins Verhältnis gesetzt zum Entgelt nach TVöD. 
Grundlage für die Eingruppierungen sind die Eingruppierungen im Diakonischen Werk. In der Krankenpflege und bei den Psychologen sind die Eingruppierungen bei der EKHN (Evangelische Kirche Hessen Nassau) in der Regel eine Stufe höher.

Miteinbezogen in den Tarifvergleich wird die unterschiedliche Arbeitszeit (s. Erläuterungen am Ende des Tarifvergleichs).  Die Sonderzahlung wird für das DWHN mit 60 % angesetzt. Die Leistungszulagen des Öffentlichen Dienstes werden ebenfalls berücksichtigt. Nicht einbezogen werden die verschiednen Zulagen, wie die Heimzulage oder die Pflegezulagen, die den Tarifvergleich zu unübersichtlich machen würden. Hier ist aber der TVöD generell im Vorteil.
Ebenfalls nicht berücksichtigt werden die unterschiedlichen Zusatzversorgungsbeiträge. Die Beiträge zu den Zusatzversorgungskassen des Öffentlichen Dienstes liegen um mindestens 1 % über den Beiträgen zur EZVK. Dies erhöht den Verteilungsspielraum für das DW Hessen Nassau.
Das Ergebnis:

Die Entgelte im Bereich des DWHN liegen um ca. 10 % unter den Entgelten des Öffentlichen Dienstes (und damit auch um 10 % unter den Entgelten der Caritas, die den TVöD im Wesentlichen, aber zeitversetzt, übernimmt).
Kein Beschluss über die Erhöhung der Entgelte in der ARK Hessen Nassau.

Wollen die Arbeitgeber drei  Klassen von MitarbeiterInnen?

MitarbeiterInnen der EKHN

MitarbeiterInnen des DWHN

MitarbeiterInnen der Altenpflege

Die Entgeltordnung der KDAVO gilt bis zum 30.9.2012, die Entgelte sollen dann neu festgesetzt werden. Auf der Sitzung der Arbeitsrechtlichen Kommission am 29.8.2012 kam es zu keinem Ergebnis zu der anstehenden Entgelterhöhung. Der Öffentliche Dienst hat einen Abschluss von 6,3 % bereits ab dem 1.3.2012 für 2 Jahre vorgelegt.. 
Die Arbeitgeber legten in dieser Sitzung ein Angebot vor mit einer zweistufigen Erhöhung, das in dieser Form nur für die EKHN gelten soll. Für das DWHN soll die zweite Stufe erst später in Kraft treten. Nach den Vorstellungen der Arbeitgeber soll diese zweite Stufe in der neuen ARK des zu gründenden Diakonischen Werkes Hessen beschlossen werden, wo bisher weder die Rechtsgrundlagen und damit auch der Zeitpunkt der Gründung klar sind.

Für die Altenpflege soll diese zweite Stufe noch später oder gar nicht kommen. Die diakonischen Arbeitgeber haben auch die Vorstellung, dass bei den unteren Lohngruppen in der Altenpflege überproportional eingespart werden kann. 
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… auch die Altenpflege: In der Bundespflegekommission stimmte der Vertreter der Diakonie als einziger Wohlfahrtsverband und allein mit dem Arbeitgeberverband der Altenheime im Jahr 2010 gegen die Erhöhung des Mindestlohnes in der Altenpflege auf 9,50 € (im Westen). Begründung: das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen sei gefährdet. Deshalb haben wir heute keine höheren Mindestlöhne in der Altenpflege.

Neuregelung der Überstundenvergütung

Wichtige Verbesserungen der 2005 verschlechterten 
KDAVO-Regelung

Der Schlichtungsausschuss der Arbeitsrechtlichen Kommission hat am 26.4.2012 beschlossen, den § 22 Abs.1 zur Überstundenregelung wie folgt zu ändern:
„Überstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die über die regelmäßige Arbeitszeit nach § 13 hinausgehen. Im Fall von Wechselschicht- oder Schichtarbeit entstehen Überstunden, wenn die zusätzlichen Arbeitsstunden im Schichtplanturnus, höchstens aber nach drei Monaten, nicht ausgeglichen werden. Im Fall der erweiterten Vollzeitbeschäftigung nach § 15 entstehen Überstunden erst, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter Arbeitsstunden über die vereinbarte Arbeitszeit hinaus leistet.“

Für die betriebliche Praxis heißt das:

MitarbeiterInnen, die nicht in einem Schichtplanturnus arbeiten, bekommen den Überstundenzuschlag  bereits ab der 41. Wochenstunde ausgezahlt.

MitarbeiterInnen, die in einem Schichtplanturnus arbeiten, bekommen den Überstundenzuschlag für die zusätzlichen Arbeitsstunden am Ende des Schichtplanturnus ausgezahlt, höchstens aber nach drei Monaten. 

Die meisten Einrichtungen mit Schichtarbeit  arbeiten nach Monatsdienstplänen. In diesen Fällen sind alle Stunden, die über die dienstplanmäßig festgelegte Arbeitszeit hinaus gearbeitet und nicht ausgeglichen worden sind, am Ende des Monats mit einem Überstundenzuschlag nach § 32 zu vergüten.

Die Regelung tritt ab dem 1.4.2012 in Kraft.

Wie kam es zu dieser Neuregelung?

Die bestehende Regelung in der KDAVO wurde von den Vertreterinnen des VKM in der ARK als unangemessen angesehen, da sie von allen anderen vergleichbaren Tarifverträgen zum Nachteil der Beschäftigten abwich. Bereits im Juli 2011 stellte der VKM einen entsprechenden Antrag in der ARK. Bis zur jetzigen Entscheidung des Schlichtungsausschusses hatte der VKM nach eigene Angaben einen „sehr beschwerlichen Weg“ zurücklegen müssen.
Weitere Materialien und Arbeitsunterlagen für die MAVen zur Arbeitszeitregelung und Dienstplangestaltung sind auf der Homepage der AGMAV unter dem Button „Arbeitsunterlagen für die MAVen“ einzusehen.
MITGLIEDERVERSAMMLUNG der AGMAV

am 16.Oktober 2012

Der Vorstand der AGMAV lädt ein zur außerordentlichen Mitgliederversammlung 

am Dienstag den 16.10.2012 von  9.00 bis 15.30 Uhr

in Bad Vilbel im Altenzentrum Heilsberg

Pestalozzistr. 10
Vorschlag für die Tagesordnung:

1. Eröffnung und Begrüßung

2. Festlegung der Tagesordnung

3. Verabschiedung des Protokolls der Mitgliederversammlung vom 14.3.2012 (abgedruckt im AGMAV-Info 1/12)

4. Tätigkeitsbericht der AGMAV

5. Aussprache zum Tätigkeitsbericht

6. Aktuelles zur Fusion der beiden Diakonischen Werke in Hessen und insbesondere zu den geplanten Änderungen im Arbeitsrecht

a. Novellierung der MAVO

b. Novellierung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes

c. Änderung der Schlichtungsordnung

7. Vergütungen im DW Hessen Nassau bzw. „Tarifrunde“ in Hessen Nassau

8. Aktuelle Informationen: 

a. Neue Regelung zur Überstundenbezahlung

b. Rechtsprechung zur nach Alter gestaffelten Urlaubsdauer

c. Aktuelle Schlichtungssprüche

9. Verschiedenes

Ergänzungen zur Tagesordnung bitten wir vorher bei der AGMAV anzumelden. 

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung unter Angabe der Anzahl der Teilnehmer formlos per Mail.

Als Unkostenbeitrag erheben wir 6 €. Diesen Betrag bekommen die MAVen von den Arbeitgebern als Reisekosten-Tagegeld ersetzt.

Für den Vorstand der AGMAV 
Erhard Schleitzer
„„Die Mitarbeitendenvertretungen in Kirche und Diakonie müssen in ihren Beteiligungsmöglichkeiten gestärkt werden…“. 
(Magdeburger Erklärung der EKD vom 9.11.2011)

Aber: die Verhinderung einer Verschlechterung ist noch keine Verbesserung.

Tätigkeitsbericht der AGMAV für 2011 und 2012

Die Jahre 2011 und 2012 waren geprägt durch die Diskussion um die Fusion der beiden Diakonischen Werke Hessen und Nassau und Kurhessen- Waldeck. Neben der Beratung der MAVen und den Fortbildungen war dies die Hauptaktivität der AGMAV. Doch im Jahr 2011 hatte die AGMAV noch Entscheidungen zur Mitarbeit in der alten (noch bestehenden) Arbeitsrechtlichen Kommission (ARK)  Hessen Nassau zu treffen.
ARK Hessen Nassau

Die Mitgliederversammlung der AGMAV im Frühjahr 2011 hatte zu  entscheiden, ob die AGMAV VertreterInnen in die ARK für Hessen Nassau entsendet. Nach den Erfahrungen der AGMAV/MAV-VertreterInnen in der ARK waren Verhandlungen auf gleicher Augenhöhe nicht möglich und nach den bereits erfolgten  Absenkungen in der KDAVO glichen diese Verhandlungen eher einer  kollektiven Bettelei. Größte Skepsis bis Ablehnung gegenüber einer Mitarbeit in der ARK war  festzustellen. Die Mitgliederversammlung entsprach den Vorgaben des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes (ARRG) und wählte einen Wahlvorstand. Doch kein Vertreter der anwesenden MAVen erklärte sich bereit zu kandidieren. Die Sitze für das DWHN waren somit lange Zeit in der ARK nicht besetzt. Auch eine Änderung des ARRG für Hessen Nassau im Frühjahr 2012 änderte an dieser Situation grundsätzlich nichts. Als Folge des geänderten Gesetzes besetzt der VKM (Verband Kirchlicher Mitarbeiter) alle 10 Arbeitnehmersitze in der ARK, doch darunter ist kein Mitglied aus dem DWHN, da der VKM in diesem Bereich zu wenige Mitglieder hat. Seit dem Ausstieg von ver.di aus der ARK im Dezember 2009 ist somit kein Vertreter der Diakonie in der ARK vertreten.
Geplante Änderungen des Arbeitsrechts im Zuge der Fusion

Parallel lief die Diskussion um die Einrichtung einer ARK für das geplante DW Hessen. In den „Sozialpartnergesprächen“ sprachen sich alle beteiligten Organisationen, die AGMAV HN, die AGMAV Kurhessen-Waldeck, ver.di, der Marburger Bund und der VKM Deutschland für Tarifverträge aus, dennoch bestanden die Vorstände der Diakonischen Werke auf der Beibehaltung des Dritten Wegs. 

Im Zuge der Fusion sollte nicht nur das ARRG geändert werden, sondern auch die MAVO. Nur wenige Bedenken der Arbeitnehmerorganisationen zur Novellierung der MAVO wurden in den „Sozialpartnergesprächen“ diskutiert.

Zuerst einmal gab es einen kleinen Erfolg. Ursprünglich war vorgesehen die ACK-Klausel auch für die Wahlen zur MAV im DW Hessen Nassau anzuwenden. Die AGMAV argumentierte von Anfang an gegen die Einführung dieser Klausel und startete eine Umfrage unter den MAVen.  Die Umfrage ergab, dass in vielen Krankenhäusern, aber auch in Altenpflegeeinrichtungen in den Ballungsräumen 25 % der MitarbeiterInnen nicht mehr Mitglied in einer Kirche waren, in manchen Einrichtungen sogar mehr. Entsprechend der Zusammensetzung der Mitarbeiterschaft sind auch viele MAV-Mitglieder nicht mehr Mitglied einer ACK-Kirche. Ergebnis der Diskussion war, dass die Einführung der ACK-Klausel als Voraussetzung zur Wählbarkeit in die MAV für die nächsten 5 Jahre in Hessen Nassau ausgesetzt wurde. Für den neuen zu gründenden Gesamtausschuss soll aber nach wie vor die Vorschrift gelten, wonach nur Mitglieder einer christlichen Kirche wählbar sind. 

Die Diakonischen Werke planten mit den beiden vorgelegten Gesetzen zum Arbeitsrechtsregelungsgesetz (ARRG)  und zum Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG) regelrecht den Durchmarsch. Zwar wurden zu so genannten „Sozialpartnergesprächen“ eingeladen, doch die Grundsatzkritik aller Arbeitnehmerorganisationen am Dritten Weg wurde ignoriert. Genauso wenig hatte die AGMAV die Möglichkeit, ihre Kritik an den geplanten Verschlechterungen des MVG Hessen vorzubringen. Die „Sozialpartnergespräche“ hatten in Bezug auf das MVG diesen Namen nicht verdient und hatten lediglich den Charakter von kurzen Anhörungen.
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In unseren AGMAV-Infos haben wir sehr ausführlich über die geplanten Verschlechterungen des Arbeitsrechts berichtet. Die Dokumente sind außerdem auf unserer Internetseite eingestellt.

Nach einer breiten und intensiven Information der MAVen führten wir im Frühjahr diesen Jahres in den Einrichtungen eine sehr erfolgreiche Unterschriftensammlung gegen die geplante Verschlechterung der Mitarbeiterrechte durch und übergaben Ende April dem Präses der Synode über 4000 Unterschriften. Gleichzeitig haben wir zu einer Demonstration aufgerufen, zu der - obwohl die meisten MitarbeiterInnen reguläre Arbeitszeit hatten - über 350 MitarbeiterInnen erschienen. Diese Demonstration und die vielen Gespräche mit Mitgliedern der Synode und der EKHN haben eine große Wirkung erzielt. In der ersten Lesung des Gesetzes wurden eine Reihe von Änderungsanträgen zu den vorliegenden Gesetzesentwürfen zum MVG und ARRG gestellt (s. Info der AGMAV 2/2012). 

Gewissermaßen werden jetzt die Diskussionen mit VertreterInnen der Synode nachgeholt, die in den „Sozialpartnergesprächen“ der Diakonischen Werke nicht stattfanden. 

Auf der Mitgliederversammlung der AGMAV im März 2012 wurde die Durchführung einer „Urabstimmung“ zur Frage Tarifvertrag oder Dritter Weg beschlossen. Diese „Urabstimmung“ soll eine Antwort der Mitarbeiterschaft sein auf den Entwurf zu dem ARRG, in dem als Auffanglösung eine „Urwahl“ für die ARK vorgesehen ist. Außerdem hatte ein Professor Joussen in einem von der EKHN in Auftrag gegebenen Gutachten die Behauptung aufgestellt, die Mehrheit der Mitarbeiterinnen stünde hinter dem Konzept des Dritten Weges.

Für die Herbstsynode ist wiederum eine Demonstration geplant. Der Ausgang der Diskussion um die Verschlechterung der MAVO bzw. des MVG ist offen und immer noch halten viele Vertreterinnen der EKHN – trotz eigener größter Bedenken – an dem Dritten Weg fest.
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Auf Bundesebene ist die Bundeskonferenz (Buko) der AGMAVen zu einer Arbeitsgruppe der EKD in Folge der Magdeburger Erklärung zur „Verbesserung“ des kirchlichen Arbeitsrechts eingeladen worden. Vorausgegangen war eine große Demonstration der Beschäftigten der Diakonie vor der Synode er EKD in Magdeburg. Vertreterinnen der Buko beteiligen sich trotz größter Bedenken, denn sie befürchten, dort nur eine Alibifunktion zu haben. 
Einhellig stellt die Buko die Forderung nach Tarifvertrag und möchte außerdem in der Arbeitsgruppe eine Ausweitung der Mitbestimmung und insbesondere der Unternehmensmitbestimmung erreichen. Die Erklärung der Buko zur Mitarbeit in der zentralen Arbeitsgruppe der EKD ist in diesem Info veröffentlicht.

Öffentlichkeitsarbeit der AGMAV

Nach wie vor legt die AGMAV großen Wert auf die Öffentlichkeitsarbeit, Das AGMAV-Info erscheint vierteljährlich und wird auf die Homepage der AGMAV eingestellt.

Regelmäßige Mails an die MAVen informieren über aktuelle Rechtssprechungen und Änderungen im Arbeitsrecht bzw. die  Entwicklungen in Zusammenhag mit der Fusion.

Besonders hinweisen möchten wir auf den Internet-Auftritt der AGMAV, den wir gründlich überarbeitet haben. Die Berichte und Dokumente zur Fusion der diakonischen Werke sind hier eingestellt und können jederzeit von den MAVen als Info-Material für ihre Einrichtungen benutzt werden. Auf der Startseite finden sich aktuelle Informationen zum Arbeitsrecht. Die arbeitsrechtlichen Regelungen des DWHN sind ebenfalls eingestellt sowie Hintergrundinformationen zum kirchlichen Arbeitsrecht. Auf der Seite Fortbildungen gibt es die jeweils aktuellen Informationen über den Stand des Fortbildungsprogramms.

Fortbildungen und Fachtagungen

Zu den Standardaufgaben der AGMAV, die die meiste Zeit beanspruchen, gehören die Durchführung von Fortbildungen und Fachtagungen, die Beratung der MAVen (auch vor Ort) und die Zusammenarbeit mit den Gesamt-Mitarbeitervertretungen. 

Änderungen in der Mitgliedschaft der AGMAVen

In den letzen Jahren haben wir immer wieder neue MAVen aus Altenheimen aufgenommen, so dass wir jetzt über 75 Altenheime vertreten. 

Die meisten – oft unübersichtlichen und auch kurzfristigen – Änderungen gibt es bei den Agaplesion-Einrichtungen. Zwei Krankenhäuser vom Hessischen Diakonieverein (HDV) der zwischenzeitlich zu Agaplesion gehört, wurden bereits an einen katholischen träger verkauft. Bei anderen Krankenhäusern vom HDV/Agaplesion ist die weitere Organisationsform ungewiss. Das Otto-Fricke-Krankenhaus in Bad Schwalbach (dies gehört mehrheitlich zu der Einrichtung Gesundbrunnen in Kurhessen-Waldeck) soll an das katholische Josefs-Hospital in Wiesbaden verkauft werden. Fast alle Krankenhäuser in Hessen Nassau gehören mittlerweile zum Agaplesion-Konzern. 

Bei den Altenheimen von Bethanien Berlin (mit ca. 800 Beschäftigten) gibt es .seit über 3 Jahren keine MAV mehr, weil zwei MAV-Wahlen hintereinander in lange währenden Rechtsstreitereien angefochten werden. Diese Altenheime gehören zu Agaplesion und zum DW Hessen Nassau, genauso wie zwei weitere Altenheime im Raum Heidelberg, die jetzt erst vor einigen Wochen mit unserer Unterstützung eine MAV wählen. In den Altenheimen Haus Saalburg und Schwanthaler Carre von Agaplesion in Frankfurt werden nach wie vor das gesamte Personal außer der Heim- und Pflegedienstleitung von einer Agaplesion- eigenen Servicegesellschaft gestellt.

Man sieht, der Sozialmarkt ist in der Diakonie voll angekommen.

Outsourcing

Für Aufsehen sorgte die Veröffentlichung der Böckler-Stiftung zum Stand von Outsourcing in der Diakonie. Die Agaplesion-Einrichtungen betreiben Outsourcing nach wie vor auf einem hohen Niveau. 

An den Frankfurter Diakonie-Kliniken werden 7 private GmbHen bzw. Servicegesellschaften  von Agaplesion eingesetzt. Allein im Markus-Krankenhaus sind von 1300 Beschäftigten nur noch rund 850 mit einem Vertrag nach der KDAVO eingestellt. Trotzdem hält gerade die Agaplesion gAG in ihrer Außendarstellung an der „Dienstgemeinschaft“ fest – nur gibt es bereits unterschiedliche Klassen von Mitarbeiterinnen in der Diakonie.
Arbeitsrecht

Stichpunktartig sind hier weitere Fragen des Arbeitsrechts aufgelistet mit denen wir uns beschäftigt haben und zu denen wir den MAVen Material zur Verfügung stellen:

· Neue Überstundenregelung in der KDAVO

· Rechtsprechung zum Urlaub bzw. zur Diskriminierung von jüngeren Arbeitnehmern

· Rechte der Teilzeitbeschäftigten

· Änderung der Schlichtungsordnung

· Und der Dauerbrenner: Arbeitszeiten, Holen aus dem Frei, Minusstunden und Dienstplangestaltung.

Ausblick

Entscheidend ist jetzt, wie die Diskussion auf der Herbstsynode verläuft und welche Aktivitäten wir entfalten. Zur Zeit sind wir damit beschäftigt, Verschlechterungen zu verhindern. Trotzdem können wir bei den MAVen und den Beschäftigten feststellen: 

So viel Bewegung war noch nie !
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Erklärung der Bundeskonferenz zur Frage der weiteren Mitarbeit in der 

so genannten „paritätischen“ Arbeitsgruppe zum kirchlichen Arbeitsrecht

Auf Grund eines Beschlusses der Synode der EKD vom November 2011 hat der Rat 

der EKD eine Arbeitsgruppe einberufen, die sich mit der Fortentwicklung des 

kirchlichen Arbeitsrechtes befassen soll. Die Bundeskonferenz der 

Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeitervertretungen/ Gesamtausschüsse im Bereich 

des Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche in Deutschland (Buko) wurde zur 

Mitarbeit eingeladen zwei Vertreter haben an den ersten beiden Sitzungen 

teilgenommen.  

V

or der nächsten Sitzung dieser Arbeitsgruppe möchte die Buko ihre Position zu der 

Arbeit der Gruppe formulieren. 



Die Bezeichnung als 'paritätische Arbeitsgruppe' ist irreführend. Die Gruppe 

ist nicht paritätisch besetzt, sondern wurde allein von der EKD berufen, auch 

die Leitung der Arbeitsgruppe wurde allein durch die EKD bestimmt. Wenn die 

Z

usammensetzung einer Arbeitsgruppe einseitig bestimmt wird hat dies den 

C

harakter einer „gelenkten Demokratie“.  



Die Arbeitsgruppe hat auch den Auftrag, die Arbeitsrechtsregelungsverfahren 

zu diskutieren. Grundlage soll ausschließlich ein Arbeitsrechtsverfahren auf 

Grundlage des Dritten Weges sein, der „weiterentwickelt“ werden soll indem 

die Position der Arbeitnehmervertreter in der ARK „gestärkt“ werden sollen. 

So sehr wir es begrüßen, dass nun die Kritik der diakonischen Arbeitnehmer 

gehört wird, so enttäuscht sind wir auf der anderen Seite, dass auf die 

eigentlichen grundsätzlichen Fragen unserer Kritik nicht eingegangen wird. 

W

ährend unserer Beteiligung in den Arbeitsrechtlichen Kommissionen haben 

wir die Erfahrung machen müssen  

o

von fehlender Unabhängigkeit der Arbeitnehmervertreter in der ARK 

o

von struktureller Überlegenheit der Arbeitgeberseite 

o

von fehlender Verhandlungskultur der diakonischen Arbeitgeber. 

grundsätzliche Demokratiefrage. Wenn es darum geht, die Rechte der 

Erklärung der BUKO zur PAG „Kirchliches Arbeitsrecht“
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

Die Arbeitnehmerseite kann dem erklärten Ziel der diakonischen Arbeitgeber, 

die Gehälter gegenüber dem Tarifniveau des Öffentlichen Dienstes (und auch 

der Caritas) abzusenken, in der ARK nichts Wirksames entgegensetzen. 

Genau so wenig können auf betrieblicher Ebene die MAVen das ausufernde 

betriebliche Outsourcing und die damit verbunden Aufsplitterung des 

Arbeitsrechts wirksam verhindern. 



W

ir als Zusammenschluss der AGMAVen/GA haben in den letzten Jahren 

immer wieder auf die Entwicklung der diakonischen Einrichtungen in Richtung 

U

nternehmensdiakonie hingewiesen. Die diakonischen Träger haben einen 

eigenen Arbeitgeberverband, den Verband diakonischer Dienstgeber in 

Deutschland gegründet, mit einem finanziell gut ausgestatten Apparat im 

Hintergrund. Gleichzeitig bilden sich große diakonische Konzerne, wie z. B. 

Agaplesion heraus mit zukünftig fast 1 Milliarde Euro Umsatz.  

W

ie sollen wir als abhängig Beschäftigte mit diesen Großunternehmen und 

dem zentrierten Arbeitgeberverband auf gleicher Augenhöhe verhandeln 

können? 



Sie werden deshalb hoffentlich verstehen, dass wir die Frage der 

Arbeitsrechtssetzung grundsätzlich besprechen möchten. Besteht weiter die 

Engführung der Arbeitsgruppe auf den Dritten Weg, können wir uns an dieser 

Diskussion nicht beteiligen. 



W

ir appellieren deshalb an Sie, den Auftrag der Arbeitsgruppe zu erweitern, 

und auch das Thema des Abschlusses von Tarifverträgen in Kirche und Diako-

nie in dieser Arbeitsgruppe aufzunehmen.  



W

ir halten die Erweiterung des Auftrages der Arbeitsgruppe auch für eine 

Mitarbeitendenvertretungen in Kirche und Diakonie zu stärken, so müssen 

auch die gewählten Repräsentanten der MitarbeiterInnen und deren 

P

ositionen ernst genommen werden. 



Die Buko hält es weiterhin für erforderlich, dass die betriebliche Mitbestim-

mung und die Unternehmensmitbestimmung in diakonischen Einrichtungen 

mindestens das Niveau erreicht, das durch staatliche Gesetze (Betriebsverfas-

sungsgesetz, Unternehmensmitbestimmungsgesetz) vorgegeben ist. Am bes-

ten wäre das zu erreichen, wenn die einschlägigen Gesetze auch in diakoni-

schen Betrieben Anwendung finden würden, da sich diakonische Arbeitgeber 

auf Grund des wirtschaftlichen Drucks genauso verhalten wie andere Arbeit-

geber im Sozial- und Gesundheitswesen. 



Die Buko wird sich deshalb an der Arbeit der Arbeitsgruppe der EKD zu den 

Themen der betrieblichen Mitbestimmung und der Unternehmensmitbestim-

mung beteiligen.  



In der letzten Zeit wird viel über „Abrüsten“ in der Auseinandersetzung über 

das Streikrecht zwischen der Diakonie und verdi gesprochen. Ein konkreter 

V

orschlag zur Abrüstung wäre ein gemeinsames Gespräch mit allen Arbeit-

nehmervertretungen (auch mit ver.di) ohne Vorbedingungen zu dem Thema 

Arbeitsrechtssetzung in Kirche und Diakonie.  

Inhaltlich beschlossen in der Klausur der Bundeskonferenz Ende April 2012. 

Mit freundlichen Grüßen,  

Für die Sprechergruppe  

Sonja Gathmann 

Siegfried Löhlau    
+++   Arbeitsrecht aktuell  +++  Arbeitsrecht aktuell  +++  

Betriebsratsarbeit gilt als erforderlich, bis der Arbeitgeber dies widerlegt
Der Anspruch auf den Arbeitslohn ergibt sich für alle Arbeitnehmer aus § 611 Abs. 1 BGB. Nach § 37 Abs. 2 BetrVG darf das Arbeitsentgelt eines Betriebsratsmitgliedes nicht gemindert werden, wenn und soweit die aufgewandte Zeit nach Umfang und Art des Betriebs zur ordnungsgemäßen Durchführung seiner Aufgaben erforderlich ist.

Das BAG geht in seiner Rechtsprechung (vgl. Urteil vom 15.3.1995 – 7 AZR 643/94) grundsätzlich von einer abgestuften Darlegungslast aus. Das bedeutet, das Betriebsratsmitglied, das Betriebsratsaufgaben wahrnimmt, muss dem Arbeitgeber in der Regel nur kurz und stichwortartig mitteilen, welche Aufgaben aus dem Betriebsratsmandat wahrgenommen und wie lange dies gedauert hat. Der Arbeitgeber muss, wenn er die Erforderlichkeit anzweifeln will, seine Zweifel an den Angaben des Betriebsratsmitglieds darlegen und sachlich begründen. Erst wenn dem Arbeitgeber dies gelingt, muss das Betriebsratsmitglied selbst im Detail erklären und belegen, warum es die Betriebsratstätigkeit in der fraglichen Zeit und im fraglichen Umfang für erforderlich halten durfte.

LAG Hamm, Urteil vom 10.2.2012, Aktenzeichen 13 Sa 1412/11
Arbeitgeberhaftung: Verkehrsunfall bei Rufbereitschaft

Ein Arzt, der im Rahmen seiner Rufbereitschaft bei der Fahrt von seinem Wohnort zur Klinik in seinem Privatfahrzeug verunglückt, hat grundsätzlich Anspruch gegen seinen Arbeitgeber auf Ersatz des Unfallschadens, wenn er es für erforderlich halten durfte, seinen privaten Wagen für die Fahrt zur Arbeitsstätte zu benutzen, um rechtzeitig zu erscheinen.

BAG, Urteil vom 22.6.2011 – 8 AZR 102/10

Wegnahme eines Parkplatzes nur mit Zustimmung des Personalrats

Die Bereitstellung kostenlos nutzbarer Parkplätze durch die Dienststelle stellt die Einrichtung und Verwaltung einer Sozialeinrichtung gemäß § 75 Abs. 3 Nr. 5 BPersVG dar. Der Entzug eines solchen Parkplatzes unterliegt der vorherigen Mitbestimmung des Personalrats.
VG Frankfurt, Beschluss vom 23.12.2011 - 9 L 4874/11.F

+++   Arbeitsrecht aktuell  +++  Arbeitsrecht aktuell  +++  

Mitbestimmung beim Schichtwechsel §87 Abs. 1 BetrVG

Nach § 87 Abs. 1 Nr2. BetrVG ist auch der Schichtplan und dessen nähere Ausgestaltung bis hin zur Zuordnung der Arbeitnehmer zu den einzelnen Schichten mitbestimmungspflichtig. Der Betriebsrat hat ferner darüber mitzubestimmen, ob, unter welchen Voraussetzungen und in welcher Weise von bereits aufgestellten Schichtplänen abgewichen werden kann; dies gilt insbesondere bei Schichtumsetzungen. Wird das Mitbestimmungsrecht durch Abschluss einer Betriebsvereinbarung ausgeübt, so darf durch eine solche Regelungen das Mitbestimmungsrecht nicht in seiner Substanz beeinträchtigt werden.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 29.09.2004, 5AZR 559/03

Informationsanspruch, Einsichtsrecht in Arbeitszeitaufzeichnungen

Dem Informationsanspruch der Mitarbeitervertretung ist nicht schon dadurch entsprochen, dass ihr die Dienstpläne der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zugänglich sind. Entscheidend für die Wahrung der Belange der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist nicht allein der Dienstplan, sondern auch die tatsächliche Dauer und Lage der täglichen Arbeitsleistung. Diese ist nur aus den tatsächlich geführten Arbeitszeitaufzeichnungen zu erkennen. Die Erteilung derartiger Informationen kann unterschiedlich sowohl durch Übergabe von Unterlagen als auch durch Einsichtsrechte der Mitarbeitervertretung in elektronische Aufzeichnungen erfolgen.

Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland,  Beschluss vom 24.01.2011,  Az: -I-0124/S22-10-

Angedrohte Erkrankung berechtigt zur fristlosen Kündigung

Bereits die Ankündigung einer zukünftigen, im Zeitpunkt der Ankündigung nicht bestehenden Erkrankung durch den Arbeitnehmer für den Fall, dass der Arbeitgeber einem unberechtigten Verlangen auf Gewährung von Urlaub nicht entsprechen sollte, ist ohne Rücksicht auf eine später tatsächlich auftretende Krankheit an sich geeignet, einen wichtigen Grund zur außerordentlichen Kündigung abzugeben.. Die Pflichtwidrigkeit der Ankündigung einer Krankschreibung bei objektiv nicht bestehender Erkrankung im Zeitpunkt der Ankündigung liegt in erster Linie darin, dass der Arbeitnehmer mit einer solchen Erklärung zum Ausdruck bringt, er sei notfalls bereit, seine Rechte aus dem Entgeltfortzahlungsrecht zu missbrauchen, um sich einen unberechtigten Vorteil zu verschaffen.
LAG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 13.12.2011, Aktenzeichen 5 Sa 63/11
+++   Arbeitsrecht aktuell  +++  Arbeitsrecht aktuell  +++  

Mitbestimmung, Dienstpläne, Grundsätze der Dienstplanung

Die Dienststelle ist nicht berechtigt, Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch Dienstpläne ohne vorherige Zustimmung der Mitarbeitervertretung festzulegen, sofern diese Festlegung nicht aufgrund von Grundsätzen der Dienstplanung erfolgt, die mit Zustimmung der Mitarbeitervertretung aufgestellt werden.
Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland, Beschluss vom24.01.2011, Az.: -I-0124/S20-10-

Außerordentliche Kündigung eines Mitgliedes der Mitarbeitervertretung

Einem Mitglied der Mitarbeitervertretung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes gekündigt werden. Erstattet ein Dienstnehmer Anzeige gegen seinen Dienstgeber, kann diese sein Grund für eine außerordentliche Kündigung sein. Es ist stets aufgrund der konkreten Umstände des Einzelfalls zu prüfen, aus welcher Motivation die Anzeige erfolgt ist und ob darin eine verhältnismäßige Reaktion des Dienstnehmers auf das Verhalten des Dienstgebers liegt.

Die Dienststellenleitung trägt die Behauptungslast dafür, ob eine Anfrage an die zuständige Aufsichtsbehörde mit der Bitte um Auskunft über gesetzliche Grundlagen unter gleichzeitiger Schilderung von Gegebenheiten ohne Nennung des Namens der Dienststelle eine gegen die Dienststelle gerichtete Anzeige darstellt. Wenn eine solche Anfrage eine Vertragspflichtverletzung darstellen sollte, liegt kein Grund für eine außerordentliche Kündigung als solche vor, wenn ein leitender Physiotherapeut damit bei einer Meinungsverschiedenheit mit der Dienststelle die Klärung von Ausbildungserfordernissen erreichen möchte.

Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland,; Beschluss vom 18. Juli 2011; Az.; -II-0124/S33-10, 

Weitergabe einer Betriebsvereinbarung ist kein Geheimnisverrat

Die Weitergabe einer Betriebsvereinbarung »Betriebliches Eingliederungsmanagement« an Betriebsräte anderer Unternehmen stellt keinen Grund für die außerordentliche Kündigung eines Betriebsratsmitglieds dar. Das gilt ebenso für die berechtigte Privatnutzung eines Dienstwagens oder den gelegentlichen Empfang privater E-Mails auf dem dienstlichen PC.
LAG Hamm, Urteil vom 30.9.2011, Aktenzeichen 10 Sa 471/11
Fortbildungen der AGMAV 3. - 4. Quartal 2012 

Eintägige Fortbildungen

	Arbeitszeit : Dienstvereinbarungen zur 

Dienstplangestaltung
	25.10.2012

Neuer Termin
	Frankfurt

	Datenschutz
	Fällt leider aus
	

	Ungenutzte Rechte 
	17.10. 2012
	Frankfurt

	Die Geschäftsführung der MAV 
	24.10. 2012
	Frankfurt

	Mitarbeiterjahresgespräche
	27.11. 2012
	Frankfurt


Mehrtägige Fortbildungen

	Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte der MAV
	10.-12.12. 2012

Neuer Termin


	Arnoldshain bei

Schmitten/Ts.

	Einführung 

für neue MAV‘ler
	10.-12.12. 2012

Neuer Termin


	Arnoldshain bei

Schmitten/Ts


Die beiden letzten mehrtägigen Seminare laufen parallel. 


